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Amtsgericht Leverkusen
Beschluss
In dem Zwangsvollstreckungsverfahren

	
	


Gläubigerin,

	
	


gegen

	
	


Schuldnerin,

	
	


	Sparda Bank West eG, Ludwig-Erhard-Allee 15, 40227 Düsseldorf 
	


als Drittschuldner,

	
	


wird der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts Leverkusen vom xxxxxxxxxxx  betreffend das Konto Nr. xxxxxxxx auf Antrag der Schuldnerin vom xxxxx  
gem. § 850 k Abs. 4 ZPO einmalig bzgl. des am 30.06.2010 eingegangenen Betrages von xxx EUR, abzüglich der Beträge über die binnen der 14-Tagesfrist des 55 SGB verfügt wurde, aufgehoben. 

Der sich hieraus ergebende Betrag ist der Schuldnerin einmalig zusätzlich zu dem Sockelbetrag des § 850 k Abs. 1,2 ZPO auszuzahlen.
Die Kosten des Verfahrens trägt die Schuldnerin § 788 ZPO.

Gründe:
Mit Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts Leverkusen vom xxxxxx wurde u.a. der Anspruch der Schuldnerin auf Auszahlung des Guthabens gegenüber der Drittschuldnerin gepfändet und der Gläubigerin zur Einziehung überwiesen.

Das Konto der Schuldnerin wird derzeit als Pfändungsschutzkonto im Sinne des § 850 k ZPO geführt.
Dadurch steht der Schuldnerin grundsätzlich in dem Monat des Geldeingangs ein Betrag von 985,15 EUR zur Verfügung.
Durch diese Umstellung ist jedoch der Renteneingang vom 30.06.2010 über die 14-Tages-Frist des § 55 SGB hinaus nicht geschützt, zumal dieser Betrag auch vor dem Wirksamwerden der Pfändung dem Konto gutgeschrieben wurde. 

Eine Freigabe nach § 850 l ZPO ist nach Umstellung auf ein sog. „P-Konto“ nicht mehr zulässig, § 850 l Abs. 4 ZPO.
Daher war eine einmalige Freigabe des verbleibenden Restbetrages aus dem Eingang vom 30.06.2010 i.S.d. § 850 k Abs. 4 ZPO erforderlich.
Künftig kann die Schuldnerin Beträge, die im Monat des Zahlungseingangs nicht verbraucht wurden, in den Folgemonat übertragen, § 850 k Abs. 1 S.2 ZPO.
Bereits vor der Umstellung in ein „P-Konto“ hatte die Schuldnerin die Freigabe beantragt. Dieser Antrag war der Gegenseite zur Stellungnahme übersandt worden.     

Die Gläubigerseite wurde zum Antrag der Schuldnerin gehört. Sie hat sich innerhalb der gesetzten Frist nicht geäußert.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 788 ZPO.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Beschluss ist das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde gegeben, die binnen zwei Wochen ab Zustellung des Beschlusses schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle eingelegt werden kann.
Leverkusen, 02.08.2010
Müller
Rechtspflegerin
Verfügung

1. Ausfertigung des Beschlusses an:

a. Gläubiger  Vertreter gegen EB
 

b. Schuldner Vertreter gegen EB 
- vorab per Fax-
c.   Drittschuldner gegen ZU   
 - vorab per Fax-
2.  Kosten   

3. Weglegen

Leverkusen, den 02.08.2010
